
HELMUT HAUSCHILD und HELMUT SCHMIDT, wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Die Bedeutung des Einführungsgesetzes zum Familiengesetzbuch
Am 1. April 1966 treten das von der Volkskammer 
beschlossene Familiengesetzbuch (FGB) und das Ein­
führungsgesetz zum FGB (EGFGB) in Kraft. Das Ein­
führungsgesetz enthält die zur allseitigen Anwen­
dung und Durchsetzung des FGB erforderlichen Vor­
schriften und damit gleichfalls wichtige Bestimmungen 
zur Gestaltung der familienrechtlichen Lebensverhält­
nisse unserer Bürger. Dabei handelt es sich um fol­
gende Komplexe:

Übergangsbestimmungen für bestehende und been­
dete Ehen und die Beziehungen zwischen Eltern 
und Kindern,
Anpassung geltender Gesetze an das FGB, 
Internationales Familienrecht*,
Anerkennung familienrechtlicher Entscheidungen an­
derer Staaten,
Aufhebung gesetzlicher Bestimmungen,
Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsbestim­
mungen.

Im folgenden sollen einige Fragen der UbergäVigs- 
und Anpassungsregelungen erörtert werden.

Übergangsbestimmungen
Ab 1. April 1966 gilt das FGB für alle bestehenden 
Familienrechtsverhältnisse (§ 2 EGFGB). Da es jedoch 
gegenüber dem geltenden Recht wesentliche Neurege­
lungen bringt, sind Überleitungsbestimmungen erfor­
derlich. Diese Normen treffen teils absolut verbindliche 
Regelungen für bestehende familienrechtliche Rechts­
verhältnisse, teils wird für einen nur begrenzten Zeit­
raum den Bürgern die Gestaltung bestimmter Rechts­
beziehungen im Rahmen des Gesetzes ermöglicht, um 
alsbald klare Rechtsverhältnisse zu schaffen. Das 
wurde für folgende gesetzliche Regelungen notwendig:
— Familienname (§ 7 Abs. 1 FGB),
— Gemeinschaftliches Vermögen der Ehegatten (§§ 13, 

14 FGB),
— Ausgleichsanspruch (§ 40 FGB),
— Unterhaltsregelung (§§ 17 bis 22, 29 bis 33, 81 bis 

87 FGB),
— Wirkungen bisheriger Vaterschaftsfeststellungen 

und Unterhaltsverpflichtungen gegenüber außerhalb 
der Ehe geborenen Kindern (§§54 bis 60 FGB).

Familienname
Bekanntlich gibt es bisher keine Bestimmung, daß bei 
einer Eheschließung der Name der Frau als gemein­
samer Familienname gewählt werden kann. Das ist 
nach §7 Abs. 1 FGB zukünftig möglich §3 EGFGB 
räumt diese Möglichkeit auch für solche Ehen ein, 
die nach Gründung der Deulschen Demokratischen 
Republik geschlossen worden sind. Dabei ist darauf 
hinzuweisen, daß in diesen Fällen Kinder nur dann 
den neuen Fafniliennamen erhalten, wenn sie noch 
minderjährig sind, weil das Namensrecht an das Er­
ziehungsrecht anknüpft. Das wird aus § 65 Abs. 1 FGB 
ersichtlich, der die Annahme eines anderen Familien­
namens vom Bestehen des Erziehungsrechts abhängig 
macht. Deshalb war es nicht erforderlich, in § 7 Abs. 1 
Satz 2 FGB ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß die 
Minderjährigkeit Voraussetzung ist.
Die Diskussion zur künftigen Regelung des FGB hat 
ergeben, daß an einer nachträglichen Namensänderung
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aus Gründen der Klarheit und Übersichtlichkeit des 
Personenstands der Bürger und der sich daraus er­
gebenden vielfältigen Rechtsbeziehungen nur aus­
nahmsweise ein gesellschaftliches und persönliches 
Interesse besteht. Deshalb kann nach § 3 EGFGB bei 
bereits bestehender Ehe eine Änderung des Namens 
nur auf einen Antrag erfolgen, der bis zum 30. Juni 
1966 gestellt sein muß, und sie kann auch nur bei 
Vorliegen berechtigter Interessen genehmigt werden.

Gemeinschaftliches Vermögen
Im Gegensatz zur bestehenden gesetzlichen Trennung 
des ehelichen Vermögens wird nach § 13 FGB künftig — 
mit Ausnahme zulässiger Vereinbarungen und be­
stimmter Fälle des Vermögenserwerbs — in der Ehe 
gemeinschaftliches Vermögen entstehen. Repräsen­
tative soziologische Untersuchungen im Hinblick auf 
die Familiengesetzgebung ergaben, daß überwiegend 
schon jetzt vom Bestehen gemeinschaftlichen Vermö­
gens in der Ehe ausgegangen wird'. Aus diesem Grunde 
erschien es erforderlich, im EGFGB ausdrücklich zu 
betonen, daß mit Inkrafttreten des FGB auch das vor 
diesem Zeitpunkt erworbene Vermögen der Ehegatten 
gemeinschaftliches Vermögen wird, obwohl diese Wir­
kung bereits generell nach § 2 EGFGB eintritt. Inso­
weit trifft §4 EGFGB keine andere Regelung. Ab-, 
weichende Vereinbarungen gemäß § 14 FGB können 
auch in bestehenden Ehen und auch noch zu einem 
späteren Zeitpunkt getroffen werden.

Ausgleichsanspruch
Damit Ehegatten, die vor Inkrafttreten des FGB die 
Ehe geschlossen haben, im Falle einer Scheidung bei 
der Berechnung des Ausgleichsanspruchs keine Nach­
teile erleiden, bestimmt § 5 EGFGB, daß § 40 FGB 
auch für diese Ehen anzuwenden ist. Wurde jedoch 
eine Ehe vor Inkrafttreten des FGB geschieden, ohne 
daß bisher eine Vermögensauseinandersetzung erfolgte, 
so findet § 39 FGB nur für die Verteilung des Haus­
rats entsprechende Anwendung. Ein eventueller Aus­
gleichsanspruch wird in diesen Fällen dagegen aus­
schließlich nach den aus der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau unmittelbar abgeleiteten Grundsätzen 
beurteilt und kann spätestens bis zum 31. März 1967 
geltend gemacht werden (§6 EGFGB).

Unterhaltsregelung
Nach § 7 Abs. 1 EGFGB können frühere Unterhalts­
urteile oder -Vereinbarungen auf Klage gerichtlich 
abgeändert werden, wenn der Unterhaltsanspruch nach 
dem FGB nicht bestehen würde oder wesentlich höher 
oder niedriger zu bemessen wäre.
§ 18 Abs. 1 FGB bestimmt, daß eine Unterhaltspflicht 
bei getrennt lebenden Ehegatten nur besteht, wenn 
der Unterhaltsberechtigte wegen Alters, Krankheit, 
der Erziehung der Kinder oder aus anderen Gründen 
nicht in der Lage ist, für den eigenen Unterhalt selbst 
zu sorgen. § 15 EheVO ging dagegen von der gene­
rellen Verpflichtung des Unterhaltsschuldners aus. Lie­
gen die genannten Gründe nicht vor, so kann der 
zur Leistung von Unterhalt Verpflichtete nach § 7 
Abs. 1 EGFGB von seiner Unterhaltspflicht befreit 
werden.
§ 7 Abs. 1 Satz 1 EGFGB schafft einen selbständigen 
gesetzlichen Abänderungsgrund. Im Gegensatz zu § 323 
ZPO hat er nicht die Änderung der tatsächlichen Ver-
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